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Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz

Herrn Abgeordneten Tommy Tabor (AfD)
über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/11461
vom 04. April 2022
über Jungfernheidepark: Vermüllung nimmt nicht ab

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung:
Die Schriftliche Anfrage betrifft (zum Teil) Sachverhalte, die der Senat nicht aus
eigener Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl um eine
sachgerechte Antwort bemüht und hat daher das Bezirksamt Charlottenburg-
Wilmersdorf von Berlin um Stellungnahme gebeten. Sie wird in der Antwort an den
entsprechend gekennzeichneten Stellen wiedergegeben.

Frage 1:

Sind dem Senat Beschwerden im Jungfernheidepark, vor allem im direkten Umfeld des „Freibad
Jungfernheide“ hinsichtlich Vermüllung bekannt?

Antwort zu 1:

Dem Senat sind bisher keine Beschwerden über eine besondere Abfallproblematik
in der gewidmeten öffentlichen Grün- und Erholungsanlage Volkspark
Jungfernheide bekannt geworden. Für die Pflege und Unterhaltung des Volksparks
Jungfernheide einschließlich ggf. notwendig werdender Abfallsammlung und -
entsorgung ist das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin, hier das
Straßen- und Grünflächenamt, zuständig.
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Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin hat hierzu mitgeteilt:
„Die zum Teil erhebliche Verschmutzung des Jungfernheideparks auch im direkten
Umfeld des Freibads sind dem Bezirk seit Jahren bekannt.“

Frage 2:

Wie bewertet der Senat die erhebliche Umweltbelastung hinsichtlich der massiven illegalen
Müllentsorgung für diesen Bereich?

Antwort zu 2:

Der Senat bedauert die durch das Fehlverhalten einiger Menschen entstandenen
Umweltbelastungen sowie die zur Beseitigung der ordnungswidrig entsorgten
Abfälle notwendigen Ausgaben zu Lasten des Bezirkshaushalts.

Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin hat hierzu mitgeteilt:
„Diese erhebliche Müllbelastung des Parks, der zum Teil als Landschaftsschutzgebiet
ausgewiesen ist, stellt den Bezirk vor erhebliche finanzielle Herausforderungen.“

Frage 3:

Welche konkreten Maßnahmen sind seitens des Bezirksamtes bisher eingeleitet worden und/oder
sollen eingeleitet werden, um der massiven Vermüllung entgegenzuwirken?
(Maßnahmen nach Jahren aufschlüsseln)

Antwort zu 3:

Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin hat hierzu mitgeteilt:
„Sämtliche mit Fahrzeugen befahrbare Zugänge in den Jungfernheidepark wurden
vor vier Jahren mit abschließbaren Schranken versehen, um die Müllablagerungen
in den Park zu verhindern.
Des Weiteren wird derzeit eine Zauneinfriedung des Parks parallel zum Saatwinkler
Damm innerhalb des Bezirks diskutiert. Auch hier kommt es zu einer extremen
Verschmutzung der dortigen Randstreifen.
Vor vier Jahren wurden die im Park befindlichen alten Lagerplätze des Fachbereichs
Grünflächen beräumt und renaturiert. Auch auf diesen Flächen kam es immer
wieder zur Entsorgung vor allem von Grünabfall.“

Frage 4:

Wie hoch waren die Ausgaben für die Beseitigung von Müll im Jungfernheidepark seitens des Berliner
Senats sowie des Bezirks (Bitte nach Jahren 2015 – 2021 aufschlüsseln)?

Antwort zu 4:

Dem Senat sind zuständigkeitshalber keine eigenen Ausgaben für die Beseitigung
von Abfällen im Volkspark Jungfernheide entstanden.
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Das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf von Berlin hat hierzu mitgeteilt:
„Die Kosten der Müllentsorgung im Jungfernheidepark durch den Bezirk belaufen
sich jährlich auf durchschnittlich ca. 32.000,00 €.
In 2021 betrugen die Kosten 28.484,40 €.“

Berlin, den 14.04.2022

In Vertretung
Dr. Silke Karcher
Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz


